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dass 

für den Ausbau des Telekommunikationsliniennetzes im Erschlicßungsgebiet eine ungehinderte, 

unentgeltliche und kostenfreie Nutzung der künftigen Stra3en und Wege möglich ist, 

auf Privatwegen (Eigent ümerwegen) ein Leitungsrecht zugunsten der Telekom Deutschland GmbH als zu 

belastende FI äche festzusetzen entsprechend § 9 ( 1) Ziffer 21 BauGB eingeräumt wird, 

eine rechtzeitige Abstimmung der Lage und der Dimensionierung der Leitungszonen vorgenommen wird 

und eine Koordinierung der Tiefbauma3nahmen für Stra3enbau und Leitungsbau durch den 

Erschlicßungsträger erfolgt, so wie dies ausdrücklich im Telekommunikationsgesetz § 68 Abs. 3 

beschrieben sieht, 

die geplanten Verkehrswege in Lage und Verlauf nicht mehr verändert werden. 

dem Vorhabenträger auferlegt wird, dass dieser für das Vorhaben einen Bauablaufzeitenplan aufstellt 

die Planunterlagen mit Stra%nnamen und Hausnummern in digitaler Form zugesendet 

Termin für Baubesprechungen mitgeteilt werden. 

Wir bitten Sie, uns über Beginn und Ablauf bei einer eventuellen Bauma3nahme so früh wie möglich, 

mindestens 16 Kalenderwochen vor Baubeginn, schriftlich zu informieren, damit wir unsere Mcßnahmen mit 

Ihnen und den anderen Versorgungsunternehmen rechtzeitig koordinieren können. 

Diesbezügliche Informationen richten Sie an unsere örtlich zuständige PTI. Die Anschrift lautet: 

oder Telefon (0731) 100-84 721. 

Deutsche Telekom Technik GmbH 

Technik Niederlassung Südwest 

PTI 22 Ulm, PB 5 

Olgastr. 63 

89073 Ulm 

Wir bitten Sie der bauausf ührenden Firma mitzuteilen, vor Beginn der Ma3nahme unseren aktuellen 

Leitungsbestand über unsere zentrale Trassenauskunft Planauskunft.Suedwest@telekom.de zu erheben. 

Mit freundlichen Grüßen 

i. A.

Ruben Miess 
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Buslinie 2 · Haltestelle „Regierungspräsidium" oder „Landespolizeidirektion" 

REGIERUNGSPRÄSIDIUM TÜBINGEN 

Regierungspräsidium Tübingen · Postfach 26 66 · 72016 Tübingen 

Stadt Ulm 
SUB 

Per E-Mail:  h.kastler@ulm.de 
CC: info@ulm.de 

Tübingen 25.08.2016 

Name Sandra Kreußer 

Durchwahl 07071 757-3253 

Aktenzeichen 21-30-II/2511.2-2101.0-230 

(Bitte bei Antwort angeben) 

 Beteiligung der Träger öffentlicher Belange an Bauleitplanverfahren und vergleichba-

ren Satzungsverfahren (§ 4 Abs. 1 Baugesetzbuch) 

Schreiben vom 20.07.2016 

A. Allgemeine Angaben

Stadt Ulm 

Flächennutzungsplanänderung  

Bebauungsplan „N adelbaumäcker“  

Satzung über den Vorhaben- und Erschließungsplan 

sonstige Satzung 

B. Stellungnahme

Keine Anregungen oder Bedenken. 

Fachliche Stellungnahme siehe Seite 2. 
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1. Belange der Raumordnung/Bauleitplanung

Mit dem Bebauungsplan „Nadelbaumäcker“ soll ein Wohngebiet (WA) am südöstli-

chen Ortsrand von Ulm-Eggingen entwickelt werden. Der Flächennutzungsplan (FNP) 

stellt im Plangebiet überwiegend Wohnbaufläche dar.  

Innerhalb dieser Wohnbaufläche (im nördlichen Bereich) befindet sich im FNP eine 

Grünfläche. Am südöstlichen sowie am südlichen Rand ist Fläche für die Landwirt-

schaft dargestellt. Es wird um eine kurze Erläuterung gebeten, wie diese Grünfläche 

innerhalb der Wohnbaufläche zustande kam, warum der FNP diesen Zuschnitt am 

süd- sowie am südöstlichen Rand (in allen drei Fällen von den Grundstücksgrenzen 

unabhängig) hat und warum die Wohnbaufläche im südöstlichen Bereich nicht bis hin 

zu dem landwirtschaftlichen Weg (Flst. Nr. 298) reicht. 

Darüber hinaus wird um Erläuterung gebeten, warum dieser Weg (Flst. Nr. 289) im 

Bereich des Geltungsbereichs des Bebauungsplans am östlichen Ortsrand auf 5 m 

verbreitert werden soll.  

2. Belange des Naturschutzes

Der Umweltbericht (Stand: 06.06.2016) ist nachvollziehbar und plausibel. Bislang liegt 

noch keine spezielle artenschutzrechtliche Prüfung vor. Ohne eine solche Prüfung 

lässt sich die etwaige Notwendigkeit und Zulässigkeit von Ausnahmen von arten-

schutzrechtlichen Verboten bzw. deren Umgehung durch Vermeidungsmaßnahmen 

nicht beurteilen. Der Zwischenbericht (Stand: 15.05.2016) vermag noch nicht ausrei-

chend Aufschluss über die Betroffenheit der dort genannten, geschützten Arten zu 

geben. Zu fragen ist, ob nicht auch der Eremit als potentielle Art betroffen sein kann. 

Nach Erstellung des geforderten artenschutzrechtlichen Fachbeitrags ist Ref. 55/56 

nochmals zu beteiligen. 

Der Entwurf des Umweltberichts (S. 15) vermerkt zutreffend, dass die Fläche als 

Kernfläche des landesweiten Biotopverbunds mittlerer Standorte erfasst ist. § 22 Abs. 

1 S. 2 NatSchG verpflichtet alle öffentlichen Planungsträger zur Berücksichtigung der 

Belange des Biotopverbunds. Nach § 15 Abs. 2 NatSchG soll bei der Festsetzung 

von Art und Umfang der Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen für die Stärkung des Bio-

topverbunds Sorge getragen werden. Für die externen Kompensationsflächen sollte 

daher geprüft werden, inwieweit diese auch wiederum Biotopverbundfunktionen erfül-
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len können. Hierzu verweisen wir auch auf die Regionale Biotopverbundplanung des 

Regionalverbandes Donau-Iller. 

3. Belange der Landwirtschaft

Zu dem Bebauungsplan „Nadelbaumäcker“ in Ulm-Eggingen bestehen aus landwirt-

schaftlich-fachlicher Sicht keine Bedenken. 

Durch die Planungen werden mehr als 3 ha hochwertige landwirtschaftliche Fläche 

der produktiven Landwirtschaft entzogen, für die planexternen naturschutzrechtlichen 

Ausgleichs- bzw. Kompensationsmaßnahmen werden weitere 1,68 ha landwirtschaft-

liche Fläche umgewidmet, und in ihrer landwirtschaftlichen Nutzung zumindest einge-

schränkt. Grundsätzlich bestehen Bedenken gegenüber der Umwidmung hochwerti-

ger landwirtschaftlicher Flächen (Flächen der Vorrangfluren Stufe I und II), da diese 

grundsätzlich der produktiven Landwirtschaft vorzubehalten sind. 

Die Wirkung der Planungen auf die Landwirtschaft ist unter dem Punkt 4.7 im Um-

weltbericht dargestellt, was im Rahmen einer Abwägung die ordnungsgemäße Be-

rücksichtigung landwirtschaftlicher Belange ermöglicht. Zur besseren Darstellung der 

agrarstrukturellen Bedeutung der landwirtschaftlichen Flächen können ergänzend die 

Daten der Digitalen Flurbilanz verwendet werden. Entsprechend wird angeregt, die 

Darstellung um diese Daten zu ergänzen. 

Da die Planungen aus dem Flächennutzungsplan entwickelt werden, die Darstellung 

landwirtschaftlicher Belange grundsätzlich eine ordnungsgemäße Berücksichtigung 

im Rahmen einer Abwägung ermöglicht, und die planexternen naturschutzrechtlichen 

Kompensationsmaßnahmen über das Ökokonto zur Verfügung gestellt werden, kön-

nen die grundsätzlichen Bedenken für die vorliegende Planung zurückgestellt werden. 

4. Belange des Luftverkehrs

Aus rein ziviler luftrechtlicher Sicht keine Einwendungen. 

gez. 

Kreußer
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Nr. 21-30-II/2511.2-2101.0-230 

Dem 

Landratsamt Alb-Donau-Kreis 

Per E-Mail: info@alb-donau-kreis.de 

und 

Dem 

Regionalverband Donau-Iller 
Per E-Mail: sekretariat@rvdi.de 

mit der Bitte um Kenntnisnahme. 

Tübingen, 25.08.2016 

Regierungspräsidium 

gez. 

Kreußer 



Dienstgebäude Alexanderstraße 48 · 72072 Tübingen · Telefon 07071 757-2429 · Telefax 0711 90445-444 

abteilung8@rps.bwl.de · www.rp.baden-wuerttemberg.de · www.service-bw.de 

Buslinie 4 · Haltestelle "Königsbergerstr." / Buslinie 13 · Haltestelle "Alexanderstr." 

LANDESAMT FÜR DENKMALPFLEGE 

IM REGIERUNGSPRÄSIDIUM STUTTGART 

Regierungspräsidium Stuttgart · Postfach 20 01 52 · 73712 Esslingen a. N. 

An die Stadt Ulm 
Baurecht, Stadtplanung 
Münchner Straße 2 
89070 Ulm 

Tübingen 08.08.2016 

Name Dr. Doris Schmid 

Durchwahl 07071 757-2415 

Aktenzeichen 84.2  

(Bitte bei Antwort angeben) 

Bebauungsplan „Nadelbaumäcker“ in Ulm-Eggingen 

Sehr geehrter Herr Kastler, 

I. Anhörung zu oben genannter Planung:

vielen Dank für die Beteiligung des Landesamtes für Denkmalpflege als Träger öffentlicher 

Belange im Rahmen des im Betreff genannten Verfahrens.  

1. Bau- und Kunstdenkmalpflege:

In Bezug auf das o. g. Planverfahren trägt die Bau- und Kunstdenkmalpflege keine Anregun-

gen oder Bedenken vor. 

2. Archäologische Denkmalpflege:

Direkt aus dem BPL-Bereich sind bislang zwar keine archäologischen Fundstellen oder Fun-

de bekannt. In Anbetracht der Dichte an Verdachtsflächen östlich von Eggingen und der ge-

nerell fruchtbaren Böden muss jedoch auch im Plangebiet mit archäologischen Funden ge-

rechnet werden. 

Allgemein bitten wir festzuhalten: 

1. Der vorgesehene Beginn von Erschließungsmaßnahmen oder sonstigen Erdarbeiten ist

der Archäologischen Denkmalpflege wenigstens 3 Wochen vor geplantem Termin schriftlich

anzuzeigen.

2. Die Erdarbeiten bzw. der Oberbodenabtrag hat mit einem Humuslöffel fachgerecht und im

Beisein eines Mitarbeiters der Archäologischen Denkmalpflege zu erfolgen.

Anlage 6.11 zu GD 023/17
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3. Gegebenenfalls ist ausreichend Zeit zur Fundbergung und Dokumentation einzuräumen.

Vorsorglich weisen wir darauf hin, dass im Falle notwendiger Rettungsgrabungen durch das 

LAD die Bergung und Dokumentation der Kulturdenkmale ggf. mehrere Wochen in Anspruch 

nehmen kann und durch den Vorhabenträger finanziert werden muss.  

Darüber hinaus wird auf die Einhaltung der Bestimmungen der §§ 20 und 27 DSchG verwie-

sen. Sollten bei der Durchführung der Maßnahme archäologische Funde oder Befunde ent-

deckt werden, sind gemäß § 20 DSchG Denkmalbehörde(n) oder Gemeinde umgehend zu 

benachrichtigen. Archäologische Funde (Steinwerkzeuge, Metallteile, Keramikreste, Kno-

chen, etc.) oder Befunde (Gräber, Mauerreste, Brandschichten, bzw. auffällige Erdverfärbun-

gen) sind bis zum Ablauf des vierten Werktages nach der Anzeige in unverändertem Zustand 

zu erhalten, sofern nicht die Denkmalschutzbehörde oder das Regierungspräsidium Stuttgart 

(Referat 84.2) mit einer Verkürzung der Frist einverstanden ist. Auf die Ahndung von Ord-

nungswidrigkeiten (§ 27 DSchG) wird hingewiesen. Bei der Sicherung und Dokumentation 

archäologischer Substanz ist zumindest mit kurzfristigen Leerzeiten im Bauablauf zu rechnen. 

Für weitere Informationen und Terminabsprachen wenden Sie sich bitte an das Landesamt 

für Denkmalpflege, Dr. Doris Schmid (Tel. 07071/ 757-2415; Mail: doris.schmid@rps.bwl.de). 

Wir bitten, diese Hinweise in die Planunterlagen einzufügen. 

Mit freundlichen Grüßen 

gez. D. Schmid 

mailto:doris.schmid@rps.bwl.de


REGIERUNGSPRÄSIDIUM FREIBURG 
L A N D E S A M T F Ü R  G E O L O G I E ,  R O H S T O F F E  U N D B E R G B A U

Albertstraße 5 - 79104 Freiburg i. Br., Postfach, 79095 Freiburg i. Br. 

E-Mail: abteilung9@rpf.bwl.de - Internet: www.rpf.bwl.de
Tel.: 0761/208-3000, Fax: 0761/208-3029 

Stadt Ulm  
Hauptabteilung Stadtplanung, 
Umwelt, Baurecht  
Münchner Straße 2  
89073 Ulm  

Mehrfertigung an:  
Georg Schwer GmbH  
Ringinger Straße 9  
89079 Ulm - Eggingen 

Freiburg i. Br., 

Durchwahl (0761) 

Name: 

Aktenzeichen:

22.08.2016 
208-3046
Frau Koschel
2511 // 16-07296

Beteiligung der Träger öffentlicher Belange 

A  Allgemeine Angaben 

Aufstellung eines Bebauungsplanes für den Bereich "Nadelbaumäcker" auf der 
Gemarkung Eggingen der Stadt Ulm (TK 25: 7625 Ulm-Südwest) 

Ihr Schreiben Az. SUB I - Ka vom 20.07.2016 

Anhörungsfrist 26.08.2016 

B  Stellungnahme 

Im Rahmen seiner fachlichen Zuständigkeit für geowissenschaftliche und bergbehördliche 
Belange äußert sich das Landesamt für Geologie, Rohstoffe und Bergbau auf der Grundlage 
der ihm vorliegenden Unterlagen und seiner regionalen Kenntnisse zum Planungsvorhaben. 

1  Rechtliche Vorgaben aufgrund fachgesetzlicher Regelungen, 
die im Regelfall nicht überwunden werden können 

Keine 

2  Beabsichtigte eigene Planungen und Maßnahmen, 
die den Plan berühren können, mit Angabe des Sachstandes 

Keine

Anlage 6.10 zu GD 023/17



LGRB Az. 2511 // 16-07296 vom 22.08.2016 Seite 2 

3  Hinweise, Anregungen oder Bedenken 

Geotechnik 

Auf Grundlage der am LGRB vorhandenen Geodaten besteht der Untergrund aus Gestei-
nen der Unteren Süßwassermolasse und der Oberen Brackwassermolasse, welche 
teilweise durch Holozäne Abschwemmmassen überlagert werden. Im tieferen Untergrund 
werden Gesteine des Oberjuras vermutet. 

Mit einem oberflächennahen saisonalen Schwinden (bei Austrocknung) und Quellen (bei 
Wiederbefeuchtung) des tonigen/tonig-schluffigen Verwitterungsbodens ist zu rechnen. 

Verkarstungserscheinungen (offene oder lehmerfüllte Spalten, Hohlräume, Dolinen) sind 
nicht auszuschließen. 

Bei etwaigen geotechnischen Fragen im Zuge der weiteren Planungen oder von Bau-
arbeiten (z. B. zum genauen Baugrundaufbau, zu Bodenkennwerten, zur Wahl und Trag-
fähigkeit des Gründungshorizontes, zum Grundwasser, zur Baugrubensicherung) werden 
objektbezogene Baugrunduntersuchungen gemäß DIN EN 1997-2 bzw. DIN 4020 durch 
ein privates Ingenieurbüro empfohlen. Ferner wird darauf hingewiesen, dass im An-
hörungsverfahren des LGRB als Träger öffentlicher Belange keine fachtechnische Prüfung 
vorgelegter Gutachten oder von Auszügen daraus erfolgt. 

Boden 

Zur Planung sind aus bodenkundlicher Sicht keine Hinweise, Anregungen oder Bedenken 
vorzutragen. 

Mineralische Rohstoffe 

Zum Planungsvorhaben sind aus rohstoffgeologischer Sicht keine über die u. g. Anmer-
kungen zum Bergbau hinausgehenden Hinweise, Anregungen oder Bedenken vorzubrin-
gen. 

Grundwasser 

Aus hydrogeologischer Sicht sind zum Planungsvorhaben keine Hinweise, Anregungen 
oder Bedenken vorzubringen. 

Bergbau 

Östlich und südöstlich des Plangebietes liegt die Sandgrube „Kreuzäcker“ der Firma 
Georg Schwer GmbH. Dieser Tagebaubetrieb wird auf der Grundlage rechtskräftig beste-
hender Entscheidungen nach dem Bundesberggesetz (BBergG) geführt. Der geringste 
Abstand der geplanten Wohnbaufläche zur derzeitigen Abbaufläche beträgt ca. 200 m und 
zum Bereich der Wiederverfüllung ca. 160 m. 
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Von Seiten der Landesbergdirektion wird empfohlen, für das geplante Wohngebiet geeig-
nete Lärmschutzmaßnahmen vorzusehen sowie die zukünftigen Bauherren explizit auf 
den benachbarten Sandtagebau und evtl. damit verbundene Immissionen frühzeitig 
hinzuweisen. 

Geotopschutz 

Im Bereich der Planflächen sind Belange des geowissenschaftlichen Naturschutzes nicht 
tangiert. 

Allgemeine Hinweise 

Die lokalen geologischen Untergrundverhältnisse können dem bestehenden Geologischen 
Kartenwerk, eine Übersicht über die am LGRB vorhandenen Bohrdaten der Homepage 
des LGRB (http://www.lgrb-bw.de) entnommen werden.  

Des Weiteren verweisen wir auf unser Geotop-Kataster, welches im Internet unter der 
Adresse http://lgrb-bw.de/geotourismus/geotope (Anwendung LGRB-Mapserver Geotop-
Kataster) abgerufen werden kann. 

Im Original gezeichnet 

Anke Koschel 
Dipl.-Ing. (FH) 
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